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U N D  A U S S E R D E M

Keine vorsorglichen Mass-
nahmen bei Interkonnek-
tionsklage von Commcare
Bundesgerichtsentscheid vom
17. Dezember 1999 (2A.363/1999;
BGE-Publikation vorgesehen)

Vorsorgliche Interkonnektionsmassnahmen sind
nicht erforderlich, wenn das Telekommunikationsunter-
nehmen Commcare AG die von ihr angestrebten Dienst-

leistungen von der Swisscom AG beziehen kann, solange
sie in ihrer wettbewerbswirtschaftlichen Stellung im
Markt im Vergleich mit Drittkonkurrenten nicht be-
nachteiligt wird. So begründet im Wesentlichen das Bun-
desgericht die Abweisung vorsorglicher Massnahmen im
Interkonnektionsstreit zwischen den beiden Parteien.
Grundsätzlich könne davon ausgegangen werden, dass
der Commcare Mietleitungen und Übertragungsmedien
im Rahmen eines «Wholesale-Angebotes» (Grosskunden-
vereinbarungen oder andere Verträge über Rabattierun-
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gen) zugänglich seien und sie deshalb vom Markt nicht
ausgeschlossen sei. Allenfalls von Commcare überhöht
bezahlte Preise könnten rückwirkend im Hauptverfah-
ren ausgeglichen werden. «Die Beschwerdeführerin be-
rief sich vor der Vorinstanz im Zusammenhang mit der
Konkurrenzsituation zur Beschwerdegegnerin darauf,
sie sei dieser zweimal in einer Ausschreibung als Kon-
kurrentin unterlegen. Sie zog daraus den Schluss, die
Selbstkostenpreise der Beschwerdegegnerin lägen 60 %
unter dem Wiederverkaufspreis. Näher darzulegen ver-
mochte sie diese Behauptung im damaligen Verfahren
indessen nicht. Auch vor dem Bundesgericht reichte sie
keine Belege dafür ein, welche einen solchen Schluss
wenigstens glaubhaft machen würden. Unter diesen
Umständen überwiegt das Interesse der Beschwerdefüh-
rerin an vorsorglichen Massnahmen dasjenige der Be-
schwerdegegnerin nicht. Dabei ist namentlich zu be-
rücksichtigen, dass die Beschwerdeführerin lediglich in
ihrer Marktentfaltung gegenüber der Beschwerdegegne-
rin als direkter Konkurrentin benachteiligt ist, dass es
sich dabei um eine relativ geringe Behinderung handelt
und dass sie durch allfällige vorsorgliche Interkonnek-
tionsmassnahmen gegenüber Drittkonkurrenten be-
vorteilt würde; diese könnten sich deswegen zu ver-
gleichbaren Schritten veranlasst sehen, um selber - ge-
genüber der Beschwerdeführerin - konkurrenzfähig zu
bleiben. Eine Kettenreaktion bzw. eine Reihe weiterer
Interkonnektionsgesuche mit Anträgen auf provisori-
sche Preisreduktionen wären die Folge. Solche Konse-
quenzen erweisen sich angesichts der unsicheren tat-
sächlichen und rechtlichen Ausgangslage im Rahmen
des Entscheids über vorsorgliche Massnahmen als zu
weitreichend, weshalb solche Massnahmen zurzeit
nicht angebracht und verhältnismässig erscheinen. Es
ist der Beschwerdeführerin zumutbar, den Entscheid in
der Sache abzuwarten, welcher durch die Verweigerung
provisorischer Vorkehren in keiner Weise präjudiziert
oder verunmöglicht wird.» ■


